
(cs) – Kaum haben sich die
Kassen und Zahnärzte auf
eine Neuregelung der Bezah-
lung von Zahnersatz geeinigt,
gibt es schon wieder Streit.
Während sich bisher beide
Seiten um die so genannten be-
fundorientierten Festzu-
schüsse stritten (Die Kassen
warfen den Zahnärzten vor,
die Regelversorgung abzusen-
ken, um Zusatzleistungen pri-
vat teurer abrechnen zu kön-
nen. Die Zahnärtze hingegen
sprachen von einer „bösarti-
gen Desinformationskam-
pagne“ der Kassen.Siehe auch
das Statement des VDZI auf
Seite 4.), streiten die Kassen
nun allein. Stein des Anstoßes
ist diesmal die ungeklärte Re-
gelung des Beitragseinzugs
für rund 20 Mio. Rentner und
Arbeitslose. Der künftige Bei-
trag würde demnach nicht wie
bei Arbeitnehmern automa-
tisch durch die Arbeitgeber
eingezogen und an die Kassen

überwiesen werden. Vielmehr
müssten sich die Kassen den
Beitragseinzug der künftigen
ZE-Zusatzversicherung laut
Gesetz selbst organisieren,
was nach Kassenschätzungen

mit einem zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand von bis zu
25 % der  Versicherungsprämie
verbunden wäre. Eine Vor-
gabe, die nicht nur bei AOK-
Chef Hans Jürgen Ahrens auf
Unverständnis stößt: „Es kann
nicht sein, dass wir ein paar

Euro hinterherlaufen“, so Ah-
rens gegenüber der Ärzte Zei-
tung. Als möglicher Ausweg
könnte nun der Vorschlag der
Kassen gelten, wonach die
Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung den Einzug der Bei-
träge übernehmen soll. Dies
könnte z.B. so aussehen, dass
Renten bzw. Arbeitslosenhil-
fen dann automatisch um die
rund 8 € für die ZE-Versiche-
rung gekürzt würden. Mit die-
sem so genannten Quellenab-
zugsverfahren zeigt sich auch
die Union einverstanden, wel-
che von Gesundheitsministe-
rin Schmidt kritisiert wurde,
eine „unbürokratische“ Lö-
sung des Problems verhindert
zu haben. Die Kassen hatten
bereits eine Verschiebung des
für Januar 2005 geplanten
Starts der ZE-Neuregelung um
ein halbes Jahr angekündigt,
falls Regierung und Opposi-
tion nicht umgehend handeln
würden.

(eb) – Als „wenig sinnvolles
Mischsystem, das es zumin-
dest partiell zu überdenken
gilt“ hat Gesundheitsministe-
rin Ulla Schmidt in einem
Brief an die CDU-Gesund-
heitsexperten Andres Storm
und Anette Widmann-Mauz

sowie an CSU-Sozialexperten
Horst Seehofer die Umset-
zung der gemeinsam be-
schlossenen Reform bezeich-
net. Somit droht die erst kürz-
lich vom Chef der Kassen-
zahnärzte Jürgen Fedderwitz
gelobte Einigung, die zwi-
schen Medizinern und Kran-
kenkassen im Gemeinsamen
Bundesausschuss zu den ab
nächstem Jahr geltenden
Zahnersatz-Neuregelungen
erzielt wurde, erneut zu wan-

ken. Sozialministerin Ulla
Schmidt sagte, sie sei grund-
sätzlich bereit, mit der Union
nochmals über die Regelung
zu sprechen. Der Ball liege
aber bei der Union.
Als Gründe für die neue Form
der Zurückhaltung werden
sowohl Probleme bei der Um-
setzung als auch die Angst vor
dem Verlust von Wählerstim-
men vermutet.Laut Ministeri-
umssprecherin beziehen sich
Schmidt’s Äußerungen je-
doch nicht auf die geplante
Reform bzw. Versicherungs-
pflicht, sondern auf das Ver-
fahren zum ZE-Beitragsein-
zug.Die Ministerin schlug vor,
an Stelle eines pauschalen
Monatsbeitrages diesen bes-
ser nach jeweiligem Einkom-
men gestaffelt prozentual
festzulegen. Dies sei „wesent-
lich sozial verträglicher und
weniger bürokratisch“. Rück-
halt erhält Frau Schmidt von
dem SPD-Sozialexperten und
Vorsitzenden des Bundes-
tags-Gesundheitsausschus-
ses Klaus Kirschner,der dafür
plädierte,die Zusatzpolice für
den Zahnersatz zu kippen.
„Ich bin dafür, dass man hier
noch einmal mit CDU/CSU in
Verhandlungen treten sollte“,
sagte er gegenüber der Finan-
cial Times Deutschland.
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(eb) – Nicht allzuvielen Steuer-
zahlern ist bekannt, dass sich
auch Zahnersatz in einigen Fäl-
len steuerlich absetzen lässt.
Laut Einkommenssteuerge-
setz ist es möglich, einige Auf-
wendungen für Krankheiten
einkommensmindernd zu be-
rücksichtigen. Dazu gehören
auch Aufwendungen für Zahn-
ersatz bzw. der Eigenanteil bei
der Zahnbehandlung. Aller-
dings müssen hierzu Grund-
voraussetzungen erfüllt wer-
den.Vor allem im Hinblick auf
die Neuerungen im nächsten
Jahr bezüglich der Regelung
von Zahnersatz ist es wichtig zu
wissen,wo Einsparmöglichkei-
ten  existieren.
Auf Anfrage beim Finanzminis-
terium Thüringen waren von
Frau I. Hess folgende Informa-
tionen zu erfahren: Eine Vo-
raussetzung, um bei Zahner-
satz Steuern sparen zu können
ist, dass man Erstattungen
nicht bereits im Vorfeld von an-
derer Stelle erhalten hat (z.B.
Versicherung oder Beihilfe).
Weiterhin ist nur der verblei-
bende Betrag erstattungsfähig,
wenn er die zumutbare Be-
lastungsgrenze übersteigt. Um

diese Grenze herauszufinden,
gibt es eine tabellarische Be-
rechnungsgrundlage (siehe
EstG, § 33 Außergewöhnliche
Belastungen). Diese ist nach
Einkommen und Lebenssitua-
tion gestaffelt. Anhand der 
Tabelle ist dann die zumutbare
Belastung ablesbar.
Ein Rechenbeispiel: Das Jah-
resbrutto beträgt 30.000 Euro,
abzüglich der Werbungskosten
bleiben ca. 25.000 Euro. Davon
1% sind 250 Euro, also die Zu-
mutbare Belastung.Diese muss
vom Steuerzahler selbst über-
nommen werden. Alles, was
dann darüber fällt,wird vom Fi-
nanzamt erstattet.
Zudem gibt es eine soziale Staf-
felung.D.h.je mehr Kinder ver-
sorgt werden müssen und je
niedriger das Einkommen ist,
desto geringer fällt die zumut-
bare Belastungsgrenze aus.
Damit auch jeder bekommt,
was ihm vom Staat an Erstat-
tung zusteht, wird empfohlen,
dass sich Patienten, entspre-
chend ihrer individuellen Situ-
ation, beim Steuerberater, ei-
nem Lohnsteuerhilfeverein
oder dem Finanzamt beraten
lassen.
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Zahnersatz ist absetzbar
„Außergewöhnliche Belastung“ spart Steuern
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Tohuwabohu bei Zahnersatz
SPD-Wahltaktik oder Wiederkehr sozialen Denkens?

Streit um ZE-Neuregelung
Kassen kritisieren Unklarheit über Beitragseinzug für Rentner und Arbeitslose

Leipzig (cs) – Rund anderthalb
Jahre nach Bekanntwerden
des Skandals um den Milli-
onenbetrug mit Billig-Zahner-
satz aus Asien wird nun gegen
27 sächsische Zahnärzte er-
mittelt. Wie die Leipziger
Volkszeitung berichtet, hat die
Staatsanwaltschaft Dresden
mehrere Ermittlungsverfah-
ren eingeleitet, nachdem die
Mediziner im Rahmen der
Untersuchungen rund um die
Abrechnungsbetrügereien der
Mülheimer Firma Globudent
ins Visier der Anti-Korrup-
tionseinheit INES geraten wa-

ren. Globudent hatte Zahn-
ärzte dazu bewogen, ihre Pa-
tienten mit billigem Zahner-
satz aus Asien zu versorgen.
Gegenüber den Patienten so-
wie Krankenkassen hingegen
wurden Brücken und Kronen
aus Deutschland zu Höchst-
preisen nach der geltenden Ge-
bührenordnung abgerechnet.
Zur Verschleierung der Her-
kunft ließ Globudent die Rech-
nungen an die Ärzte mit Hilfe
von Briefkastenfirmen im EU-
Raum neu schreiben und die
Preise auf deutsches Niveau
„anheben“.

Betrugsverdacht in Sachsen
Globudent-Skandal weitet sich auf Freistaat aus

Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt (SPD).

Hohes Kassendefizit. Ein höheres
Defizit als ursprünglich angenommen
haben die gesetzlichen Krankenkassen
für 2003 vorzuweisen. So betrug das Fi-
nanzloch anstelle der im März 2003 vo-
rausberechneten 2,9 Mrd. tatsächlich
3,5 Mrd. €. Nach Angaben von Ge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt lag
der Schuldenstand aller Kassen bei ins-
gesamt 6 Mrd. €. Schmidt betonte,
dass die Verschuldung weniger drama-
tisch ausgefallen sei als deren bishe-
rige Schätzungen von 5,5, Mrd. €. Die
Differenz von 500 Mio. € sei vielmehr
dem höheren Defizit aus 2003 geschul-
det, so eine Sprecherin des Ministeri-
ums. (Süddeutsche Zeitung)

Weniger Einsparungen. Nach Ein-
schätzung der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung (KBV) werden die
von Politik und Apothekern im Vorfeld
angekündigten Einsparungen der GKV
bei Arzneimitteln in diesem Jahr deut-
lich geringer ausfallen. Laut Aussagen
von KBV-Sprecher Roland Stahl gegen-
über der F.A.Z. „werden die Einsparun-
gen allenfalls 1,4 bis 1,8 Mrd. € aus-
machen“, was ungefähr die Hälfte der
offiziellen Schätzung wäre. Demnach
sei nicht davon auszugehen, „dass das
Ziel von 13,6 % Beitragssatz in abseh-
barer Zeit erreicht werden kann.“
(Frankfurter Allgemeine Zeitung)
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